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Stellungnahme der Deutschen Bundesbank zur heutigen

Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) zum

Stabilitäts- und Wachstumspakt:

• Der EuGH hat die Schlussfolgerungen des ECOFIN-Rates vom

25. November 2003 für nichtig erklärt, mit denen der Rat die Verfahren

beim übermäßigen Defizit gegen Deutschland und Frankreich ausge-

setzt hat.

• Es bedarf zunächst einer genauen Prüfung des Urteils sowie der dar-

aus resultierenden Auswirkungen.

• Es ist jetzt Sache der Kommission, ggf. neue Empfehlungen vorzule-

gen, damit der Pakt in der bestehenden Form reaktiviert werden kann.

Die Bundesbank ist nach wie vor der Meinung, dass es keiner Ände-

rung der Regeln des Paktes bedarf.

• Vor dem Hintergrund des Urteils sollte die Diskussion auf die Verbes-
serung der Umsetzung des Stabilitäts- und Wachstumspaktes
fokussiert werden.


